
Hinweis: Dieses Papier gibt die Meinung der Autoren wieder und repräsentiert nicht notwendigerweise die Position der KfW. 
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Grafik 1: Einlegern fehlt Vertrauen 
(in Mrd. EUR) 

 
 

Quelle: Bank of Greece. 
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Grafik 2: Forderungen MFI ggü. dem 
eigenen Staat  
(in Prozent der Bilanzsumme) 

 
Quelle: Nationale Zentralbanken, EZB,

 eigene Berechnungen.
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Mit der Rekapitalisierung der griechi-
schen Banken steht eine wichtige Phase 
im dritten Hilfsprogramm bevor. Denn die 
Wiederherstellung der Funktionsfähigkeit 
des Bankensektors und eine Normalisie-
rung des Zahlungsverkehrs sind zentral 
für eine Verbesserung der wirtschaftli-
chen Lage. Ursprünglich sollte dies spä-
testens bis zum 15. November erfolgen. 
Da die Bereitstellung der vollen 25 Mrd. 
EUR, die maximal für die Finanzinstitute 
zur Verfügung stehen, an den Abschluss 
des ersten Reviews gekoppelt ist, kön-
nen die gesetzten Fristen nicht eingehal-
ten werden. Dabei ist der Zeitdruck hoch.  

Neue Regeln – unerwünschte Folgen? 

2016 tritt die neue EU-Richtlinie zur Sa-
nierung und Abwicklung von Finanzinsti-
tuten (BRRD) in Kraft. Dann ist die staat-
liche Stützung nur möglich, wenn zuvor 
ein Bail-In der Anteilseigner und Gläubi-
ger in Höhe von mindestens 8 % der Bi-
lanzsumme erfolgt ist. Die Haftungskas-
kade der BRRD soll sicherstellen, dass 
nach den zahlreichen Rettungsmaßnah-
men seit der Finanzmarktkrise auch Kre-
ditinstitute wieder für eigene Verluste 
haften und verstärkt der Disziplinierung 

durch den Markt unterliegen. Langfristig 
kann dies im Idealfall die Finanzstabilität 
erhöhen und moral hazard reduzieren. 
Im konkreten Krisenfall können die 
Nachteile durch die Bindung an die neu-
en Regeln jedoch beträchtlich sein. Für 
Griechenland gilt, das aufgrund des ge-
ringen Volumens ausstehender Bankan-
leihen mit großer Wahrscheinlichkeit un-
gesicherte Einlagen über 100.000 EUR 
betroffen wären. Dabei soll es sich über-
wiegend um Gelder von kleinen und mitt-
leren Unternehmen handeln. Aufgrund 
der erwarteten negativen Folgen des 
Bail-Ins für das Vertrauen der Einleger 
und das Wachstum sind die Bemühun-
gen aller groß, die Rekapitalisierung 
noch 2015 abzuschließen. 

Wieviel Kapital wird benötigt? 

Am Samstag hat die EZB die Ergebnisse 
des Asset Quality Reviews und des 
Stresstests für die vier marktbeherr-
schenden Kreditinsitute veröffentlicht. 
Daraus ergibt sich im Basisszenario ein 
Kapitalbedarf von 4,4 Mrd. EUR und im 
adversen Szenario von 14,4 Mrd. EUR. 
Die geforderten Beträge sind damit ge-
ringer als zunächst befürchtet. Bei nähe-

rer Betrachtung ist das Resultat jedoch 
gar nicht so überraschend: Schließlich 
liegt die letzte Überprüfung der Kapital-
ausstattung und Assetqualität gerade ein 
Jahr zurück. Damals konnten die Institu-
te unter Berücksichtigung der Rekapitali-
sierungspläne die Anforderungen erfül-
len. Auch die Kernkapitalquoten zwi-
schen 8,7 und 12,6 % am Ende des ers-
ten Quartals sprechen für eine akzeptab-
le Ausgangssituation vor der drama-
tischen Entwicklung im Sommer.  

Nachhaltige Stabilisierung braucht 
mehr als neues Kapital 

Es ist offensichtlich, dass die Krise der 
griechischen Banken erst endet, wenn 
das Vertrauen der Einleger zurückge-
wonnen wird (s. Grafik 1). Höhere Kapi-
talpuffer tragen dazu bei, auch weil die 
Stärkung der Bankensolvenz den Spiel-
raum für die Notenbankfinanzierung er-
höht. Aber weitere Faktoren spielen eine 
bedeutende Rolle. Ziel muss es sein, 
das Bankensystem vom Insolvenzrisiko 
des griechischen Staates weit gehend zu 
isolieren. Unmittelbaren Einfluss hat hie-
rauf das Exposure aus Krediten und An-
leihen gegenüber dem eigenen Staat. 
Ein Blick auf Grafik 2 zeigt, dass dies in 
Griechenland bereits vergleichsweise 
gering ist. Es liegt bei 6 % der Bilanz-
summe bzw. 23 Mrd. EUR. Diese Tatsa-
che sollte bei der Weiterentwicklung der 
Währungsunion Beachtung finden; weil 
sie zeigt, dass neue regulatorische Maß-
nahmen zum Abbau von Staatsschulden 
in den Bankbilanzen möglicherweise 
nicht ausreichen, um einem massiven 
Vertrauensverlust vorzubeugen. 

Daher spricht vieles dafür, die Banken-
union zu einem einheitlichen Banken-
markt fortzuentwickeln, in dem sich 
grenzüberschreitend agierende Institute 
etablieren. Deren Refinanzierungsfähig-
keit hinge nicht von der wirtschaftlichen 
Lage in einem Mitgliedsstaat ab. In Grie-
chenland böte sich die mittelfristig an-
stehende Privatisierung der vier großen 
Banken an, um einen Schritt in diese 
Richtung zu gehen: durch Verkauf an In-
stitute aus anderen Mitgliedsländern. ■ 
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